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Kooperationsgemeinschaft unternehmensnaher Krankenkassen warnt:  

Honorar-Geschenk der Politik an Zahnärzte kommt Beitragszahler  

mit 300 Millionen Euro jährlich teuer zu stehen 

 
Berlin, 03. August 2011 

Anlässlich der heutigen Beratungen im Kabinett zum Versorgungsstrukturgesetz (GKV-VSG), 

fordert die Kooperationsgemeinschaft unternehmensnaher Krankenkassen (kuk) die 

Bundesregierung dazu auf, die geplanten Kostensteigerungen für die zahnärztliche Versorgung 

einzudämmen. Gemeinsam begrüßen der BKK Bundesverband, der IKK e.V., die Knappschaft 

und der Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialversicherung, dass die Bundesregierung 

die Auswirkungen auf das Versorgungsgeschehen im Bereich der vertragszahnärztlichen 

Versorgung einschließlich der finanziellen Auswirkungen auf die gesetzliche 

Krankenversicherung bis zum 30. April 2014 evaluieren will. „Doch diese Maßnahme reicht 

alleine nicht aus“, so die kuk.  

 

Ohne Gegenfinanzierung führen die neuen Regelungen des GKV-VSG und die Reform der 

Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) zu einer erheblichen finanziellen Belastung. Nach 

Berechnungen der kuk kommen auf die Beitragszahler der gesetzlichen Krankenversicherung 

300 Millionen Euro jährlich zu, wenn die Vorhaben der Regierung umgesetzt werden. „Das ist 

so nicht hinnehmbar“, untermauert die kuk. 

 

Auch das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat in einer vorläufigen Stellungnahme zum 

Referentenentwurf zum GKV-VSG darauf hingewiesen, dass dieses Gesetz zu „Mehrkosten für 

die GKV führt oder führen könnte“. Das BMF geht dabei explizit auf die geplante Neujustierung 

der vertragszahnärztlichen Vergütung ein. Das Ministerium weist darauf hin, dass die im 

Referentenentwurf angegebenen Mehrkosten von 120 Millionen Euro nicht ausreichend 

gegenfinanziert werden. Nach Ansichten der kuk ändern die nun im Vorfeld des 

Kabinettsbeschlusses vom BMG vorgenommenen Änderungen am Referentenentwurf an dieser 

Tatsache nichts. „Die Bundesregierung wird lediglich verpflichtet, die Auswirkungen auf das 

Versorgungsgeschehen und die GKV bis zum 30. April 2014 zu evaluieren. Wenn etwaige 

Mehrkosten mit dem Bundeszuschuss zum Sozialausgleich verrechnet werden. Doch die 

Belastung für die gesetzlich Versicherten bleibt“, ist sich die kuk sicher.  
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Damit der politischen Wohltaten für Zahnärzte nicht genug: Zusätzlich plant die 

Bundesregierung die Gebührenordnung für Zahnärzte zu reformieren.  

 

Eine detaillierte Kostenaufstellung - sowohl bezüglich der Mehrkosten wegen der 

Punktwertangleichung als auch der Auswirkungen der Änderung der Gebührenordnung für 

Zahnärzte - findet sich in den kuk-Positionen zur vertragszahnärztlichen Vergütung.  

 
 
 
 
Bei Rückfragen wenden Sie sich bitte an:  
 
BKK Bundesverband: Christine Richter,  
Pressesprecherin, Tel: (030) 223 12-122, E-Mail: richterc@bkk-bv.de  
 
IKK e.V.: Fina Geschonneck,  
Pressesprecherin, Tel. (030) 202491-11, E-Mail: fina.geschonneck@ikkev.de 
 
Knappschaft: Susanne Heinrich,  
Pressesprecherin, Tel: (0234) 304 82100, E-Mail: gkv.presse@knappschaft.de 
 
Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialversicherung: Erich Koch, 
Pressesprecher, Tel: (0561) 9359-106, E-Mail: presse1@spv.lsv.de 
 
 




